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  Entwurf des Ergebnisdokuments der Konferenz  
 

 

  Mitteilung des Präsidenten der Generalversammlung  
 

 

1. In ihrer Resolution 72/244 vom 24. Dezember bekräftigte die Generalversammlung 

ihren Beschluss, dass die Zwischenstaatliche Konferenz zur Annahme des Globalen Paktes 

für eine sichere, geordnete und reguläre Migration zur Annahme eines zwischenstaatlich 

ausgehandelten und vereinbarten Ergebnisdokuments mit dem Titel „Globaler Pakt für eine 

sichere, geordnete und reguläre Migration“ führen wird und dass der Präsident der 

Generalversammlung das Ergebnis der gemäß ihrer Resolution 71/280 abgehaltenen 

zwischenstaatlichen Verhandlungen der Zwischenstaatlichen Konferenz zur Annahme 

übermitteln wird.  

2. Der Wortlaut des vereinbarten Ergebnisdokuments der gemäß Resolution 71/280 unter 

der Leitung der Ko-Moderatoren Juan José Gómez Camacho (Mexiko) und Jürg Lauber 

(Schweiz) abgehaltenen zwischenstaatlichen Verhandlungen vom 13. Juli 2018 (siehe 

Anlage) wird hiermit der Konferenz im Einklang mit Ziffer 6 b) der Resolution 72/244 zur 

Annahme übermittelt.  

  

_______________ 

* A/CONF.231/1. 

 

https://undocs.org/ot/A/RES/72/244
https://undocs.org/ot/A/RES/71/280
https://undocs.org/ot/A/RES/71/280
https://undocs.org/ot/A/RES/72/244
https://undocs.org/ot/A/CONF.231/1
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Anlage 

https://undocs.org/ot/FCCC/CP/2015/10/Add.1
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5. Wir anerkennen die von den Mitgliedstaaten und relevanten Interessenträgern während der Konsultations- und 

Bestandsaufnahmephasen eingebrachten Beiträge sowie den Bericht des Generalsekretärs mit dem Titel „Migration 

zum Nutzen aller gestalten“ als Beitrag zum Vorbereitungsprozess für diesen Globalen Pakt. 

6. Dieser Globale Pakt stellt einen Meilenstein in der Geschichte des globalen Dialogs und der internationalen Zu-

sammenarbeit auf dem Gebiet der Migration dar. Ihm liegen die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und die 

Aktionsagenda von Addis Abeba sowie die im Oktober 2013 verabschiedete Erklärung des Dialogs auf hoher 

Ebene über internationale Migration und Entwicklung zugrunde. Er fußt auf der Pionierarbeit des ehemaligen Son-

derbeauftragten des Generalsekretärs für Migration, unter anderem auf seinem Bericht vom 3. Februar 2017.  

7. Dieser Globale Pakt stellt einen rechtlich nicht bindenden Kooperationsrahmen dar, der auf den Verpflichtungen 

aufbaut, auf die sich die Mitgliedstaaten in der New Yorker 
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bewusst, den Bedürfnissen und Anliegen der jeweils anderen Rechnung zu tragen, sowie dessen, dass wir der über-

geordneten Verpflichtung unterliegen, die Menschenrechte aller Migranten ungeachtet ihres Migrationsstatus zu 
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verschiedenen nationalen Realitäten, Politiken, Prioritäten und Bestimmungen für Einreise, Aufenthalt und 

Arbeit und im Einklang mit dem Völkerrecht; 

d) Rechtsstaatlichkeit und ordnungsgemäße Verfahren. Der Globale Pakt erkennt an, dass die Achtung der 

Rechtsstaatlichkeit, die Einhaltung ordnungsgemäßer Verfahren und der Zugang zur Justiz für alle Aspekte 

einer gesteuerten Migration von grundlegender Bedeutung sind. Das bedeutet, dass der Staat, öffentliche und 

private Institutionen und Einrichtungen sowie alle Personen an Gesetze gebunden sind, die öffentlich verkün-

det und in gleicher Weise angewandt werden, über deren Einhaltung unabhängige Gerichte wachen und die 

mit dem Völkerrecht im Einklang stehen; 

e) Nachhaltige Entwicklung. Der Globale Pakt wurzelt in der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und baut 

auf der in der Agenda enthaltenen Erkenntnis auf, dass Migration eine multidimensionale Realität darstellt, die 

für die nachhaltige Entwicklung der Herkunfts-, Transit- und Zielländer von großer Bedeutung ist und kohä-

rente und umfassende Antworten erfordert. Migration trägt, insbesondere wenn sie gut gesteuert wird, zu po-

sitiven Entwicklungsergebnissen und zur Verwirklichung der Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-

lung bei. Ziel des Globalen Paktes ist es, das Potenzial der Migration für die Erreichung aller Ziele für nach-

haltige Entwicklung zu nutzen sowie die Wirkung zu erhöhen, die die Erreichung der Ziele in Zukunft auf 

Migration haben wird; 

f) Menschenrechte. Der Globale Pakt gründet auf den internationalen Menschenrechtsnormen und wahrt die 

Grundsätze der Nichtregression und Nichtdiskriminierung. Durch die Umsetzung des Globalen Paktes sorgen 

wir dafür, dass die Menschenrechte aller Migranten, ungeachtet ihres Migrationsstatus, während des gesamten 

Migrationszyklus wirksam geachtet, geschützt und gewährleistet werden. Wir bekräftigen außerdem die Ver-

pflichtung, alle Formen der Diskriminierung, einschließlich Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz, 

gegenüber Migranten und ihren Familien zu beseitigen; 

g) Geschlechtersensibilität. Der Globale Pakt gewährleistet, dass die Menschenrechte von Frauen, Männern, 

Mädchen und Jungen in allen Phasen der Migration geachtet werden, dass ihre besonderen Bedürfnisse richtig 

verstanden und berücksichtigt werden und dass sie als Trägerinnen und Träger des Wandels gestärkt werden. 

Der Pakt trägt der Geschlechterperspektive durchgängig Rechnung und fördert die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Stärkung aller Frauen und Mädchen, in Anerkennung ihrer Unabhängigkeit, Handlungsfä-

higkeit und Führungsrolle und mit dem Ziel, davon wegzukommen, dass Migrantinnen primär aus der Per-

spektive der Viktimisierung betrachtet werden; 

h) Kindergerechtigkeit. Der Globale Pakt fördert die bestehenden völkerrechtlichen Verpflichtungen in Bezug 
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Ziele für eine sichere, geordnete und reguläre Migration 

1.  Erhebung und Nutzung korrekter und aufgeschlüsselter Daten als Grundlage für eine Poli-

tikgestaltung, die auf nachweisbaren Fakten beruht 

2.  Minimierung nachteiliger Triebkräfte und struktureller Faktoren, die Menschen dazu be-

wegen, ihre Herkunftsländer zu verlassen 

3.  Bereitstellung korrekter und zeitnaher Informationen in allen Phasen der Migration 

4.  Sicherstellung dessen, dass alle Migranten über den Nachweis einer rechtlichen Identität 

und ausreichende Dokumente verfügen 

5.  Verbesserung der Verfügbarkeit und Flexibilität der Wege für eine reguläre Migration 

6.  Förderung einer fairen und ethisch vertretbaren Rekrutierung von Arbeitskräften und Ge-

währleistung der Bedingungen für eine menschenwürdige Arbeit 

7.  Bewältigung und Minderung prekärer Situationen im Rahmen von Migration 

8.  Rettung von Menschenleben und Festlegung koordinierter internationaler Maßnahmen be-

treffend vermisste Migranten 

9.  Verstärkung der grenzübergreifenden Bekämpfung der Schleusung von Migranten 

10.  Prävention, Bekämpfung und Beseitigung von Menschenhandel im Kontext der internatio-

nalen Migration 

11.  Integriertes, sicheres und koordiniertes Grenzmanagement 

12.  Stärkung der Rechtssicherheit und Planbarkeit bei Migrationsverfahren zur Gewährleis-

tung einer angemessenen Prüfung, Bewertung und Weiterverweisung  

13.  Freiheitsentziehung bei Migranten nur als letztes Mittel und Bemühung um Alternativen 

14.  Verbesserung des konsularischen Schutzes und der konsularischen Hilfe und Zusammen-

arbeit im gesamten Migrationszyklus 

15.  Gewährleistung des Zugangs von Migranten zu Grundleistungen  

16.  Befähigung von Migranten und Gesellschaften zur Verwirklichung der vollständigen In-

klusion und des sozialen Zusammenhalts 

17.  Beseitigung aller Formen der Diskriminierung und Förderung eines auf nachweisbaren 

Fakten beruhenden öffentlichen Diskurses zur Gestaltung der Wahrnehmung von Migra-

tion 

18.  Investition in Aus- und Weiterbildung und Erleichterung der gegenseitigen Anerkennung 

von Fertigkeiten, Qualifikationen und Kompetenzen 

19.  Herstellung von Bedingungen, unter denen Migranten und Diasporas in vollem Umfang 
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Ziele und Verpflichtungen 

Ziel 1: Erhebung und Nutzung ko
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inklusiven und nachhaltigen Wirtschaftswachstums, einschließlich durch private und ausländische Direktin-

vestitionen und Handelspräferenzen, mit dem Ziel, förderliche Bedingungen zu schaffen, unter denen die Ge-

meinschaften und der einzelne Mensch Chancen im eigenen Land nutzen und eine nachhaltige Entwicklung 
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bereitzustellen, verfügbar zu machen und unter ihnen zu verbreiten. Wir verpflichten uns ferner, diese Informatio-

nen zur Entwicklung einer Migrationspolitik zu verwenden, die für alle Beteiligten ein hohes Maß an Planbarkeit 

und Rechtssicherheit schafft.  

 Um diese Verpflichtung zu verwirklichen, werden wir aus den folgenden Maßnahmen schöpfen. Wir werden 

a) eine zentralisierte und öffentlich zugängliche nationale Website erstellen und veröffentlichen, die über Mög-

lichkeiten für eine reguläre Migration informiert, so etwa über landesspezifische Einwanderungsgesetze 

und -regelungen, Visumspflicht, Antragstellungsformalitäten, Gebühren und Umwandlungskriterien, Voraus-

setzungen für eine Arbeitserlaubnis, erforderliche berufliche Qualifikationen, Prüfung und Anerkennung von 

Zeugnissen, Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten sowie Lebenshaltungskosten und Lebensbedingungen, 

damit Migranten über eine Entscheidungsgrundlage verfügen; 

b) eine systematische Zusammenarbeit und einen systematischen 







 
A/CONF.231/3 

 

18-12606 13/32 

 

internationalen Richtlinien und bewährten Verfahren in Einklang zu bringen, und Vermittlern und Arbeitge-

bern verbieten, Arbeitsmigranten Vermittlungsgebühren oder ähnliche Kosten in Rechnung zu stellen oder auf 

sie zu verlagern, mit dem Ziel, Schuldknechtschaft, Ausbeutung und Zwangsarbeit zu verhindern, einschließ-

lich durch die Schaffung verbindlicher, durchsetzbarer Mechanismen für eine wirksame Regulierung und 

Überwachung der Vermittlungsbranche; 

d) mit allen relevanten Interessenträgern, einschließlich Arbeitgebern, Arbeitsmigrantenorganisationen und Ge-

werkschaften, Partnerschaften bilden, um sicherzustellen, dass Arbeitsmigranten schriftliche Verträge erhalten 

und in einer ihnen verständlichen Sprache über die darin enthaltenen Bestimmungen, die Vorschriften in Bezug 

auf die internationale Rekrutierung von Arbeitskräften und die Beschäftigung im Zielland, ihre Rechte und 

Pflichten sowie über ihre Zugangsmöglichkeiten zu wirksamen Beschwerde- und Rechtsbehelfsmechanismen 

aufgeklärt werden; 

e) innerstaatliche Rechtsvorschriften zur Bestrafung von Menschenrechts- und Arbeitsrechtsverletzungen, insbe-

sondere in Fällen von Zwangs- und Kinderarbeit, erlassen und umsetzen und in Zusammenarbeit mit dem 

Privatsektor, einschließlich Arbeitgebern, Arbeitskräftevermittlern, Subunternehmern und Lieferanten, Part-
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Rekrutierung), der Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte und des Inter-

nationalen Systems für Integrität bei der Rekrutierung (International Recruitment Integrity System, IRIS) der 

IOM zu berücksichtigen.  

 

Ziel 7: Bewältigung und Minderung prekärer Situationen im Rahmen von Migration 

23.  Wir verpflichten uns, auf die Bedürfnisse von Migranten einzugehen, die sich aufgrund der Bedingungen, unter 

denen sie unterwegs sind oder mit denen sie im Herkunfts-, Transit- oder Zielland konfrontiert sind, in prekären 

Situationen befinden können, und sie zu diesem Zweck im Einklang mit unseren völkerrechtlichen Verpflichtungen 

zu unterstützen und ihre Menschenrechte zu schützen. Wir verpflichten uns ferner, in Situationen, in denen Kinder 

betroffen sind, jederzeit das Wohl des Kindes als vorrangigen Gesichtspunkt zu wahren und im Umgang mit pre-

kären Situationen einen geschlechtersensiblen Ansatz anzuwenden, einschließlich bei Antwortmaßnahmen auf ge-

mischte Flucht- und Migrationsbewegungen.  
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unabhängigen rechtlichen Unterstützung und Vertretung haben, um zu gewährleisten, dass alle Migranten 

überall vor dem Gesetz als Person anerkannt werden und dass die Rechtsprechung unparteiisch und nichtdis-

kriminierend ist; 

h) zugängliche und zweckdienliche Verfahren entwickeln, die den Übergang von einem Status zum anderen er-

leichtern und Migranten über ihre Rechte und Pflichten informieren, um zu vermeiden, dass sie im Zielland in 

einen irregulären Status geraten, die Unsicherheit in Bezug auf den Status und die damit verbundenen Ver-

wundbarkeiten zu mindern sowie individuelle Statusprüfungen für Migranten zu ermöglichen, auch für dieje-

nigen, die ihren regulären Status verloren haben, ohne dass sie eine willkürliche Ausweisung befürchten müs-

sen; 

i) aufbauend auf bestehenden Verfahrensweisen Migranten mit irregulärem Status auf Einzelfallbasis und mit 

klaren und transparenten Kriterien den Zugang zu einer individuellen Prüfung, die zu einem regulären Status 

führen kann, erleichtern, insbesondere in Fällen, in denen Kinder, Jugendliche und Familien betroffen sind, 

als Option, um prekäre Situationen zu mindern sowie Staaten zu ermöglichen, sich ein besseres Wissen über 

die ansässige Bevölkerung zu verschaffen; 

j) konkrete Unterstützungsmaßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass Migranten, die in Transit- und Ziellän-

dern in Krisensituationen geraten sind, Zugang zu konsularischem Schutz und humanitärer Hilfe haben, so 

auch durch Erleichterung der 
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sie am Leben sind, indem ihnen entlang der Routen und an ihren Zielorten, einschließlich an Orten, wo sie in 

Gewahrsam gehalten werden, Zugang zu Kommunikationsmitteln sowie zu konsularischen Vertretungen, lo-

kalen Behörden und Organisationen, die bei der Kontaktaufnahme zur Familie Hilfestellung leisten können, 

verschafft wird, insbesondere in Fällen, in denen unbegleitete oder von ihren Familien getrennte Kinder und 

Jugendliche betroffen sind; 

d) grenzüberschreitende Koordinierungskanäle einrichten, einschließlich im Wege konsularischer Zusammenar-

beit, und Kontaktstellen benennen, an die sich Familien auf der Suche nach vermissten Migranten wenden 

können, um über den Stand der Suche auf dem Laufenden gehalten zu werden, bei gleichzeitiger Wahrung des 

Rechts auf Privatheit und Schutz personenbezogener Daten; 

e) Daten in Bezug auf Leichen sammeln, zentralisieren und systematisieren und die Rückverfolgbarkeit nach der 

Bestattung im Einklang mit international anerkannten forensischen Standards sicherstellen sowie Koordinie-

rungskanäle auf grenzüberschreitender Ebene einrichten, um die Identifizierung der Leichen und die Bereit-

stellung von Informationen für die Familien zu erleichtern; 

f) alles tun, einschließlich durch internationale Zusammenarbeit, um die sterblichen Überreste von Migranten zu 

bergen, zu identifizieren und in ihre Herkunftsländer zurückzuführen, entsprechend den Wünschen der trau-

ernden Familien, und im Falle nicht identifizierter Personen die Identifizierung und nachfolgende Bergung der 

sterblichen Überreste erleichtern, wobei wir sicherstellen, dass die Überreste in einer würdigen, respektvollen 

und angemessenen Weise behandelt werden.  

 

Ziel 9: Verstärkung der grenzübergreifenden Bekämpfung der Schleusung von Migranten 

25.  Wir verpflichten uns, die gemeinsamen Anstrengungen zur Prävention und Bekämpfung der Schleusung von Migran-

ten zu intensivieren, indem wir die Kapazitäten und die internationale Zusammenarbeit zur Prävention, Untersu-

chung, strafrechtlichen Verfolgung und Bestrafung der Schleusung von Migranten verstärken, mit dem Ziel, der 

Straflosigkeit der Schleusernetzwerke ein Ende zu bereiten. Wir verpflichten uns ferner, zu gewährleisten, dass 

Migranten nicht strafrechtlich dafür verfolgt werden können, dass sie Gegenstand der Schleusung waren, ungeach-

tet einer potenziellen strafrechtlichen Verfolgung wegen anderer Verstöße gegen nationales Recht. Wir verpflich-

ten uns außerdem, geschleuste Migranten zu identifizieren, um ihre Menschenrechte zu schützen, und dabei die 

besonderen Bedürfnisse von Frauen und Kindern zu berücksichtigen und insbesondere diejenigen Migranten, die 
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Anerkennung dessen, dass geschleuste Migranten auch Opfer von Menschenhandel werden können und daher 

geeigneten Schutz und Hilfe benötigen; 

f) in Partnerschaft mit anderen Staaten und relevanten Interessenträgern Maßnahmen zur Prävention der Schleu-

sung von Migranten entlang des Migrationszyklus ergreifen, unter anderem durch Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der Entwicklung, der Öffentlichkeitsarbeit, der Justiz sowie der Ausbildung und des Aufbaus techni-

scher Kapazitäten auf nationaler und regionaler Ebene, mit besonderem Augenmerk auf den geografischen 

Gebieten, in denen die irreguläre Migration systematisch ihr
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g) die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Nachbarstaaten und anderen Staaten im Zusammenhang 

mit der Behandlung von Menschen, die internationale Grenzen überschreiten oder zu überschreiten versuchen, 

verbessern, einschließlich durch Berücksichtigung der einschlägigen Empfehlungen der vom Hohen Kommis-

sariat der Vereinten Nationen für Menschenrechte herausgegebenen 
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a) mittels bestehender relevanter Menschenrechtsmechanismen die unabhängige Überwachung der Freiheitsent-

ziehung bei Migranten verbessern und dabei gewährleisten, dass sie nur als letztes Mittel eingesetzt wird, dass 

keine Menschenrechtsverletzungen begangen werden und dass Staaten Alternativen zur Freiheitsentziehung 

fördern, umsetzen und ausbauen, vorzugsweise nicht freiheitsentziehende Maßnahmen und Regelungen für 

die Betreuung in der Gemeinschaft, insbesondere im Falle von Familien und Kindern; 

b) ein umfassendes
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a) dabei zusammenarbeiten, konsularische Kapazitäten aufzubauen, Konsularbeamte zu schulen und Regelungen 

für die kollektive Bereitstellung konsularischer Dienste zu fördern, wenn einzelne Staaten nicht über die Ka-

pazitäten verfügen, einschließlich durch Bereitstellung technischer Hilfe, und bilaterale oder regionale Ver-
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überschneidenden Formen der Diskriminierung zu verhüten, aufzudecken und zu bekämpfen, einschließlich 

durch Beobachtung und Veröffentlichung von Trendanalysen, und einen Zugang zu wirksamen Beschwerde- 

und Rechtsbehelfsmechanismen sicherstellen; 

e) Migranten, insbesondere Migrantinnen, Zugang zu nationalen und regionalen Beschwerde- und Rechtsbehelfs-

mechanismen verschaffen, mit dem Ziel, die Rechenschaftspflicht zu fördern und staatliche Maßnahmen im 

Zusammenhang mit diskriminierenden Handlungen und Bekundungen, die sich gegen Migranten und ihre Fa-

milien richten, anzugehen; 

f) Aufklärungskampagnen fördern, die an die Gesellschaften in den Herkunfts-, Transit- und Zielländern gerich-

tet sind und den Zweck haben, auf der Grundlage von Beweisen und Fakten die öffentliche Wahrnehmung des 

positiven Beitrags einer sicheren, geordneten und regulären Migration zu gestalten und Rassismus, Fremden-

feindlichkeit und die Stigmatisierung aller Migranten zu beenden; 

g) Migranten, Führungsverantwortliche aus Politik, Religion und Gesellschaft sowie Pädagogen und Dienstleister 

darin einbeziehen, Fälle von Intoleranz, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und anderen Formen der Diskrimi-

nierung von Migranten und Diasporagemeinschaften 
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Migranten und Diasporas bei der Gestaltung der Migrations- und Entwicklungspolitik Rechnung zu tragen, 

und für die Diaspora zuständiger Anlaufstellen in diplomatischen oder konsularischen Vertretungen; 

e) 
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illegalen Finanzströmen und Geldwäsche die Rücküberweisungen von Migranten nicht durch unangemessene, 

exzessive oder diskriminierende Politikvorgaben behindern; 

d) politische und regulatorische Rahmenbedingungen schaffen, die einen wettbewerbsfähigen und innovativen 

Überweisungsmarkt fördern, ungerechtfertigte Hindernisse für Überweisungsdienstleister, die keine Banken 

sind, beim Zugang zur Zahlungsverkehrsinfrastruktur beseitigen, Steuerbefreiungen oder -anreize in Bezug 

auf Rücküberweisungen anwenden, den Marktzugang für unterschiedliche Dienstleister fördern, dem Privat-

sektor Anreize zur Erweiterung des Angebots an Überweisungsdiensten verschaffen und die Sicherheit und 

Planbarkeit von Transaktionen mit geringem Wert verbessern, unter Berücksichtigung von Fragen im Zusam-

menhang mit dem Abbau von Risiken, und in Konsultation mit Überweisungsdienstleistern und Finanzauf-

sichtsbehörden eine Methodologie zur Unterscheidung von Rücküberweisungen und illegalen Geldströmen 

entwickeln; 

e) innovative technologische Lösungen für Rücküberweisungen entwickeln, zum Beispiel mobile Zahlungen, di-

gitale Instrumente oder Online-Banking, um Kosten zu senken, die Geschwindigkeit und die Sicherheit zu 

erhöhen, mehr Überweisungen über reguläre Kanäle zu ermöglichen und geschlechtersensible Distributions-
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Rechtssicherheit gewährleisten, und sicherstellen, dass diese Verfahren auch Regelungen enthalten, die eine 

nachhaltige Reintegration erleichtern; 

b) geschlechtersensible und kindergerechte Rückkehr- und Reintegrationsprogramme fördern, die eine rechtliche, 
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Quellen mobilisiert werden, mit dem Ziel, allen Staaten bei der Erfüllung der in diesem Globalen Pakt nieder-

gelegten Verpflichtungen zu helfen; 

e) im Einklang mit dem Völkerrecht auf bilateraler, regionaler oder multilateraler Ebene gegenseitig nutzbrin-

gende, maßgeschneiderte und transparente Partnerschaften schließen, die gezielte Lösungen für migrationspo-

litische Fragen von gemeinsamem Interesse entwickeln und die Chancen und Herausforderungen der Migra-

tion im Einklang mit dem Globalen Pakt angehen. 

 

Umsetzung 

40.  Für die wirksame Umsetzung des Globalen Paktes benötigen wir konzertierte Anstrengungen auf globaler, regio-

naler, nationaler und lokaler Ebene, einschließlich eines kohärenten Systems der Vereinten Nationen.  

41.  Wir verpflichten uns, die im Globalen Pakt niedergelegten Ziele und Verpflichtungen im Einklang mit unserer 

Vision und unseren Leitprinzipien zu erfüllen und zu diesem Zweck auf allen Ebenen wirksame Maßnahmen zu 

ergreifen, um eine in allen Phasen sichere, geordnete und reguläre Migration zu ermöglichen. Wir werden den 

Globalen Pakt in unseren eigenen Ländern und auf regionaler und globaler Ebene unter Berücksichtigung der un-

terschiedlichen nationalen Realitäten, Kapazitäten und Entwicklungsstufen und unter Beachtung der nationalen 

Politiken und Prioritäten umsetzen. Wir bekräftigen unser Bekenntnis zum Völkerrecht und betonen, dass der Glo-

bale Pakt in einer Weise umgesetzt werden muss, die mit unseren Rechten und Pflichten nach dem Völkerrecht im 

Einklang steht. 

42.  Wir werden den Globalen Pakt durch eine verstärkte bilaterale, regionale und multilaterale Zusammenarbeit und 

eine neu belebte globale Partnerschaft im Geist der Solidarität umsetzen. Wir werden weiter auf den bestehenden 

Mechanismen, Plattformen und Rahmenwerken aufbauen, um allen Dimensionen der Migration Rechnung zu tra-

gen. In Anerkennung der zentralen Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die wirksame Erfüllung der 

Ziele und Verpflichtungen werden wir uns bemühen, unser Engagement im Bereich der Nord-Süd-, Süd-Süd- und 

Dreieckskooperation und -hilfe zu verstärken. Unsere diesbezüglichen Kooperationsbemühungen werden sich an 

der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und der Aktionsagenda von Addis Abeba ausrichten.  

43.  Wir beschließen, aufbauend auf bestehenden Initiativen einen Kapazitätsaufbaumechanismus innerhalb der Ver-

einten Nationen einzurichten, der die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des Globalen Paktes unterstützt. Er er-

möglicht den Mitgliedstaaten, den Vereinten Nationen und anderen relevanten Interessenträgern, einschließlich des 

Privatsektors und philanthropischer Stiftungen, auf freiwilliger Basis technische, finanzielle und personelle Res-

sourcen bereitzustellen, um Kapazitäten zu stärken und Multi-Partner-Zusammenarbeit zu fördern. Der Kapazitäts-

aufbaumechanismus wird Folgendes umfassen: 

a)  eine Verbindungsstelle, die nachfrageorientierte, maßgeschneiderte und integrierte Lösungen ermöglicht, in-

dem sie 

i) Ersuchen von Ländern um die Entwicklung von Lösungen prüft und bearbeitet und diesbezüglich Bera-

tung erteilt; 

ii) die Hauptdurchführungspartner inner- und außerhalb des Systems der Vereinten Nationen ermittelt, ent-

sprechend den jeweiligen komparativen Vorteilen und operativen Kapazitäten; 

iii) das Ersuchen mit ähnlichen Initiativen und Lösungen für einen Peer-to-Peer-Austausch und eine potenzi-

elle Replizierung verknüpft, soweit vorhanden und relevant; 

iv) effektive Voraussetzungen für eine Umsetzung unter Beteiligung mehrerer Organisationen und Interes-

senträger sicherstellt; 

v) Finanzierungsmöglichkeiten aufzeigt, einschließlich durch Initiierung des Anschubfonds; 

b)  einen Anschubfonds zur Erstfinanzierung projektorientierter Lösungen, der 

i) bei Bedarf Mittel zur Startfinanzierung eines konkreten Projekts bereitstellt;  

ii) andere Finanzierungsquellen ergänzt; 

iii) freiwillige finanzielle Beiträge von Mitgliedstaaten, den Vereinten Nationen, internationalen Finanzinsti-

tutionen und anderen Interessenträgern, einschließlich des Privatsektors und philanthropischer Stiftungen, 

entgegennimmt; 
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c)  eine globale Wissensplattform als Online-Quelle für frei zugängliche Daten, die 

i) als Repositorium für bestehende nachweisbare Fakten, Verfahrensweisen und Initiativen dient; 

ii) den Zugang zu Wissen und den Austausch von Lösungen erleichtert; 

iii) auf der Plat
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mit dem Ziel, auf erzielten Ergebnissen aufzubauen und Möglichkeiten für eine weitere Zusammenarbeit zu 

ermitteln; 

e) aus jedem Überprüfungsforum Internationale Migration wird eine zwischenstaatlich vereinbarte Fortschritts-

erklärung hervorgehen, die vom hochrangigen politischen Forum über nachhaltige Entwicklung berücksichtigt 

werden kann. 

50.  In Anbetracht dessen, dass internationale Migration zumeist innerhalb von Regionen stattfindet, laden wir die re-


